
 

Seite 1 von 4 

STADT ECKERNFÖRDE   Beschlussvorlage 
Die Bürgermeisterin  

Kennung: öffentlich 

Vorlagennummer: VL-23/2026 

Federführendes Amt: Bauamt 

Datum: 16.04.2026 

 

Beratungsfolge 

Gremium TOP Termin Beratungsaktion 

Bauausschuss 7 28.04.2026 beschließend 

Betreff: 

Beschluss über die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit nach § 36a Absatz 2 
Baugesetzbuch (BauGB) 
-Vorhaben Norderstraße 

Beschlussvorschlag: 

Der Bauausschuss beschließt, dass vor Entscheidung über die Zustimmung nach § 36a Absatz 1 
BauGB zum Vorhaben �Neubau zweier Einfamilienhäuser� in der Norderstraße eine Beteiligung 
der betroffenen Öffentlichkeit gemäß § 36a Absatz 2 BauGB durchgeführt wird. 

Begründung: 

Sachverhalt: 
Der Antragsteller beabsichtigt auf einem Grundstück in der Norderstraße, Flur 4, Flurstücken 285, 
284 und 283, Gemarkung Borby zwei eingeschossige Einfamilienhäuser zu errichten. Die 
genannten Flurstücke sollen verschmolzen werden. 

Die genaue Vorhabenbeschreibung ist der Anlage 1 zu entnehmen.  

Das Vorhaben weicht von den derzeit geltenden planungsrechtlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes Nr. 38 �Norderstraße II� ab, weil es die geltende Baugrenze überschreiten 
würde (siehe rosa eingefärbter Teil der Planzeichnung Vorhaben). 

Es wurde am 01.04.2026 eine Bauvoranfrage gestellt.  
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Planzeichnung Vorhaben 

 
Planzeichnung B-Plan 38 II 
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Eine Genehmigung kann daher regulär nicht erfolgen. Eine Ausnahme nach § 31 Absatz 2 BauGB 
ist nicht möglich, weil die Grundzüge der Planung berührt sind. 
 
Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur 
Wohnraumsicherung (�Bauturbo�) am 30.10.2025 wurde die Möglichkeit geschaffen, im Einzelfall 
zur Förderung des Wohnungsbaus von planungsrechtlichen Festsetzungen abzuweichen. 
Voraussetzung hierfür ist die Zustimmung der Gemeinde gemäß § 36a BauGB. 
 
In diesen Fällen kann eine Befreiung nach § 31 Absatz 3 BauGB -auch dann, wenn die Grundzüge 
der Planung berührt sind- erteilt werden, sofern die Abweichung unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
 
Planungsrechtliche Bewertung: 
Das Vorhaben dient der Schaffung von dringend benötigtem Wohnraum. 

Die Verwaltung empfiehlt eine Öffentlichkeitsbeteiligung für den Antrag durchzuführen, da die 
Überschreitung der Baugrenze nicht geringfügig ist. Der Bebauungsplan Nr. 38 �Norderstraße� zielt 
zwar auf eine Nachverdichtung ab, allerdings ist die geplante Überschreitung nicht im Rahmen 
dessen. Für die direkten Anwohner würde eine neue Ausgangslage geschaffen werden, die das 
bestehende Planungsrecht nicht vorsieht. Somit ist die Würdigung der nachbarlichen Interessen 
von großer Bedeutung, weswegen eine Beteiligung essenziell ist.  
 
Nach §36a Abs. 2 BauGB kann die Gemeinde vor der Entscheidung über die Zustimmung der 
betroffenen Öffentlichkeit die Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Die Frist der Zustimmung der 
Gemeinde verlängert sich um den Beteiligungszeitraum. 

Fazit: 
Zur abschließenden Abwägung und Entscheidung über die Zustimmung sind die Belange der 
betroffenen Öffentlichkeit zu berücksichtigen. Es ist daher eine Beteiligung der Öffentlichkeit 
durchzuführen.  
 
Die Entscheidung über die Zustimmung erfolgt durch den Bauausschuss innerhalb der 
verlängerten Frist unter Abwägung und Berücksichtigung der internen und öffentlichen 
Stellungnahmen und Bewertungen. 
 
 

Einschätzung der Klimarelevanz: 

1. Bestehen Auswirkungen auf das Klima? (bitte ankreuzen) 

☐ Ja (weiter mit Ziffer 2)  ☒ Nein  

2. Beschreibung: (bitte nachstehend erläutern oder Erläuterungstext als Anlage beifügen) 
  

 

Finanzierungsplan mit den Auswirkungen auf den städtischen Haushalt 

Finanzielle  
Auswirkungen 
☐ ja  ☒ nein 

Gesamtkosten 
      � 

☐ Kosten einmalig Investition 
Aufwand 

      � 
      � 

Ertrag  
Förderung 

      � 
      � 

☐ Kosten laufend Investition 
Aufwand 

      � 
      � 

Ertrag  
Förderung 

      � 
      � 

Haushaltsmittel ☐ stehen im laufenden Haushalt nicht zur Verfügung 
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☐ sind bereits in voller Höhe im Haushalt bereitgestellt  
    (PSK      ). 

☐ stehen nur teilweise mit einem Betrag von � im laufenden 
    Haushalt bereit (PSK      ). 

zu veranschlagen ab ☐ Haushaltsplan      ☐ Nachtrag       

zu veranschlagen bis ☐ Haushaltsplan       ☐ Haushaltsplan       
☐ Haushaltsplan       ☐ Haushaltsplan       

Art der Aufgabe 
☐ Pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe 
☐ Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung 
☐ Freiwillig 
☐ Wirtschaftlich, organisatorisch oder personalwirtschaftlich notwendig, aber in der Höhe  
steuerbar 
☐ Gesetzlich geforderte Aufgaben, bei denen die konkrete Leistung aber hinsichtlich des  
Standards / des Auftragsvolumens steuerbar ist 
☐ Prävention 

Ergänzende Anmerkungen zu den finanziellen Auswirkungen: 
      

Abstimmung mit der Kämmerei erfolgt:  ☐ ja  ☐ nein 

 
 
 

( Ploog ) 
Bürgermeisterin 

Anlage(n): 

1. Vorhabenbeschreibung 
2. Bebauungsplan Nr. 38 Norderstraße II 
 












